
Schmierentheater:  Tas  beugt
sich  einem  Urteil,  das  er
angeblich nicht kennt
von KLAUS KELLE

BERLIN – Es ist eine große Farce, die gerade im politischen
Berlin  abgezogen  wird.  Mitte  Dezember  war  der  Abgeordnete
Hakan Tas (Die Linke) mit 0,9 Promille Alkohol im Blut nicht
nur  mit  seinem  Mercedes  herumgefahren  (berlin.jetzt
berichtete), sondern er war auch gegen eine Laterne geknallt
und hatte Fahrerflucht begangen. Sein Pech: Polizeibeamte, die
nicht im Dienst waren, sahen das, folgten ihm und stellten den
Politiker. Die Begegnung in der Dezembernacht soll unangenehm
gewesen sein, weil Tas keine Blutprobe zulassen wollte.

So weit so schlecht. Auch nach dem Ereignis fuhr der Linke
weiter Auto. Das durfte er aufgrund seiner parlamentarischen
Immunität. Dann hob das Abgeordnetenhaus Tas‘ Immunität für
weitere  Ermittlungen  auf.  Fahren  unter  Alkoholeinfluss  und
Unfallflucht  –  für  jeden  Bürger  wäre  der  Schein  erstmal
weggewesen.  Die  Polizei  regte  selbst  an,  den  Führerschein
einzuziehen. Aber die Berliner Staatsanwaltschaft lehnte das
ab. Spannende Frage: Warum eigentlich? Weil Tas Abgeordneter
einer der Regierungsparteien in Berlin ist?

Und  nun,  vier  Monate  nach  der  Tat,  will  Tas  seinen
Führerschein  „freiwillig“  abgeben.  Freiwillig?

In  der  vergangenen  Woche  beschloss  ein  Richter,  den
Führerschein  von  Tas  vorläufig  einzuziehen,  wie  der
Tagesspiegel berichtete. Tas aber behauptet, er wissen davon
nichts, habe keinen Bescheid des Gerichts erhalten. Und um das
Ganze  noch  lächerlicher  zu  machen,  erklärte  Benedikt  Lux,
Innenexperte des grünen Koalitionspartners, der Genosse Tas
beuge  sich  der  Gerichtsentscheidung,  „noch  bevor  sie  ihm
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wirksam zugestellt“ worden sei. Man möchte  hinzufügen: Wie
kann sich Tas einer Entscheidung beugen, die er nach eigener
Aussage gar nicht kennt?

Es sind Tricksereien wie diese, die immer mehr Wähler dazu
bringen, sich angeekelt abzuwenden von solchem Polittheater…

Massive Kritik aus der SPD am
eigenen  Parteitagsbeschluss
zur Bundeswehr
BERLIN – Ein sattes Eigentor hat die Berliner SPD auf ihrem
Landesparteitag  am  Wochenende  geschossen.  Die  Genossen
stimmten  mit  Mehrheit  dafür,  „militärischen  Organisationen“
den Zugang zu Schulen zu verweigern. gemeint waren damit die
Jugendoffiziere  der  Bundeswehr.  Fraktionschef  Raed  Saleh
sagte, an den Berliner Schulen sollte die Achtung vor dem
Leben gelehrt werden und nicht der Gang ans Maschinengewehr.

Der Beschluss der eigenen Partei war selbst dem Regierenden
Bürgermeister Michael Müller zu viel. Er betonte nach der
Konfderenz,  wie  wichtig  ihm  gute  Kontakte  zur  Bundeswehr
seien.  Deutlicher  wurde  der  Vizepräsident  des  Deutschen
Bundestages, Thomas Oppermann (SPD). Auf Twitter schrieb er,
dass er entsetzt über den Beschluss seiner Partei sei. Die
Soldaten  der  Bundeswehr  verdienten  jeglichen  Respekt.  Und
wörtlich: „Wer so einen Unsinn beschließt, sollte sich selbst
von unseren Schulen fernhalten.

Der  Präsident  des  Deutschen  Lehrerverbandes,  Hans-Peter
Meidinger,  bezeichnete  den  Beschluss  der  Berliner  SPD  im
„Tagesspiegel“ als „schweren Fehler“. So hätte er von den
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Linken erwartet, nicht jedoch von der SPD.

 

Warum wurde sein Führerschein
nicht eingezogen?
BERLIN – Warum muss eigentlich ein Berliner Linke-Politiker
seinen  Führerschein  nicht  abgeben  wie  jeder  andere
Verkehrssünder auch? Hakan Tas, Innenexperte der Partei im
Abgeordnetenhaus, stieg gestern nach der Parlamentssitung in
seinen Mercedes und fuhr los.

Dabei hatte er im Dezember 2018 unweit des Potsdamer Platzes
eine  Unfall verusacht und dann Fahrerflucht begangen. Nach
Mitternach  war  Tas  damals  in  der  Lennéstraße  gegen  eine
Laterne gefahren. Der Politiker setzte seine Fahrt ungerührt
fort. Zufällig wurden Polizisten, die nicht im Dienst waren,
Zeugen des Vorgangs. Die Beamten nahmen die Verfolgung auf. Am
Nollendorfplatz wurde Tas erwischt. Nachdem die Polizisten ihn
zur Blutentnahme brachten, habe sich der Abgeordnete in der
Gefangenensammelstelle  „unkooperativ“  und  „gereizt“  gezeigt
und die Blutentnahme abgelehnt, die dann gegen seinen Willen
dennoch entnommen wurde. Ergebnis des Bluttests 0,9 Promille.

Tas musste nach Hause laufen und bewies Humor. Am Tag danach
erklärte er: „Nach einer emotional aufwühlenden Reise in die
Türkei habe ich gestern einen großen Fehler gemacht.“ Und er
„bereue zutiefst“.  Warum er näch einer „aufwühlenden Reise in
die Türkei“ in Berlin angetrunken Auto fahren musste, weiß
wohl nur er selbst.

Das  Ansinnen  der  Polizei,  die  den  Führerschein  einziehen
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wollte, habe die Berliner Staatsanwaltschaft abgelehnt. Hätte
sie das auch bei uns normalen Bürgern?

Regierender  Bürgermeister
würdigt  erste
parlamentarische  Demokratie
auf deutschem Boden
BERLIN  –  Zum  Jahrestag  der  Wahl  zur  verfassungsgebenden
Nationalversammlung der Weimarer Republik hat der Regierende
Bürgermeister von Berlin, Michael Müller (SPD), die Leistungen
der Väter und Mütter der Weimarer Reichsverfassung gewürdigt
und gleichzeitig davor gewarnt, auch in unserer Zeit nicht
leichtfertig mit dem Privileg der Demokratie umzugehen. Müller
wird auf Einladung des thüringischen Ministerpräsidenten Bodo
Ramelow (Linke) am 6. Februar an einem Festakt aus Anlass des
100.  Jahrestages  der  konstituierenden  Sitzung  der
verfassungsgebenden  Nationalversammlung  im  Deutschen
Nationaltheater  in  Weimar  teilnehmen.

Müller: „Die Geschichte der Weimarer Republik ist trotz ihres
unglücklichen Scheiterns eine Erfolgsgeschichte. Es war die
erste parlamentarische Demokratie auf deutschem Boden. Mit der
Wahl zur verfassungsgebenden Versammlung am 19. Januar 1919
wurde  das  allgemeine,  gleiche  und  geheime  Wahlrecht  in
Deutschland  etabliert.  Besonders  erinnert  sei  an  das
Frauenwahlrecht, das sich vor hundert Jahren durchgesetzt hat.
Zu den Müttern der Weimarer Reichsverfassung zählt auch Louise
Schroeder, die später als erste Frau Oberbürgermeisterin des
geteilten Berlin wurde. Auch wenn wir noch nicht am Ende des
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Weges angelangt sind, so bleiben doch die Fortschritte zu
würdigen  und  zu  verstetigen.  Politik  ist  heute  weiblicher
geworden. Wir müssen aber weiter daran arbeiten.“

Gleichzeitig  betonte  Müller,  dass  Freiheit  und  Demokratie
keine  Selbstverständlichkeit  seien,  sondern  täglich  neu
erkämpft  werden  müssten:  „Freiheit  und  Demokratie  müssen
verteidigt und immer wieder von neuem errungen werden – in
unserer Gegenwart einmal mehr gegen Gegner im Inneren, die
sich  die  Möglichkeiten  der  freiheitlichen  Staats-  und
Gesellschaftsordnung  zunutze  machen,  um  Intoleranz,
Fremdenfeindlichkeit,  Nationalismus  und  Rassismus  zu
verbreiten.

FDP fordert Untersuchung: Was
steckt  wirklich  hinter  der
Entlassung  von  Hubertus
Knabe?
BERLIN – War die Entlassung von Hubertus Knabe als streitbarer
Leiter der Stasi-Gedenkstätte Hohenschönhausen ein politisches
Ränkespiel? Hat Kultursenator Klaus Lederer (Linke) zusammen
mit Politikern anderer Parteien Strippen gezogen, um einen
unbequemen Mann, der bis heute nicht nachlässt, die Verbrechen
des SED-Regimes aufzuklären, loszuwerden?

Die FDP will einen Untersuchungsausschuss zu dem Vorgang im
Berliner  Abgeordnetenhaus  beantragen.  In  der  Berliner
Morgenpost  wird  FDP-Fraktionschef  Sebastian  Czaja  damit
zitiert,  bei  der  Aufarbeitung   des  SED-Unrechts  dürfe
„keinerlei  Anschein  politischer  Einflussnahme  von  führenden
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Vertretern  der  Linkspartei  auf  eine  der  bedeutendsten
Einrichtungen“  zurückbleiben.

In der Berliner CDU erinnern sich noch viele Mitglieder an die
Zeit der Teilung und die Machenschaften der StaSi und wollen
den Vorgang nicht hinnehmen. Auf der anderen Seiten sind CDU-
Politiker aus Berlin und Brandenburg bei der Entscheidung,
Knabe  rauszuschmeißen,  maßgeblich  beteiligt  gewesen,  etwa
Kulturstaatsministerin Monika Grütters, die Landesvorsitzende
der Berliner CDU. Falls das Abgeordnetenhaus einen U-Ausschuss
einsetzt, dürfte Grütters zu den ersten gehören, die dort
vorgeladen wird.

AfD-Chef  Pazderski
protestiert  gegen
Jubiläumsfeier für die KPD im
Abgeordnetenhaus
BERLIN – Im Festsaal des Berliner Abgeordnetenhauses soll am
7.  Januar  eine  Veranstaltung  der  SED-Nachfolgepartei  „Die
Linke“ stattfinden, auf der dem 100. Gründungstag der KPD
gedacht werden soll. Berlins AfD-Chef Georg Pazderski hat kurz
vor Weihnachten in einem Brief an Parlamentspräsident Ralf
Wieland scharf dagegen protestiert.

Darin  gibt  Pazderski  seiner  Sorge  Ausdruck,  dass  die
„kommunistischen  Verbrechen  relativiert“  werden  sollen.
Wörtlich:

„Die KPD hat durch ihren Kampf gegen die Weimarer Demokratie
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und ihr anarchisches Verhalten zum Zuammenbruch der Weimarer
Republik  beigetragen  und  damit  maßgeblich  Vorschub  zur
Machtergreifung  der  NSDAP  geleistet.  Damit  hat  sie  ganz
wesentlich  zu  den  zwölf  dunkelsten  Jahren  der  deutschen
Geschichte beigetragen.“

Der AfD-Fraktionsvorsitzende erinnert in dem Schreiben an die
Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED in der ehemaligen
DDR und schreibt weiter:

„Es ist ein fatales Zeichen gegenüber den vielen Toten und
unschuldigen Opfern kommunistischer Gewaltherrschaft und ein
Affront für unsere parlamentarische Demokratie, wenn unter dem
Deckmantel einer sogenannten Gedenkfeier im Abgeordnetenhaus
von  Berlin  von  der  Linken  eine  Jubiläumsfeier  für  eine
verbrecherische  Partei,  die  entscheidend  zum  Unglück
Deutschlands und Europas im 20. Jahrhundert beigetragen hat,
durchgeführt wird.“

Civey-Umfrage: 58 Prozent für
das Linksbündnis, das Berlin
herunterwirtschaftet
BERLIN – Mehr als 70 Prozent der Berliner sind unzufrieden mit
der Arbeit des rot-rot-grünen Senats. Das ist das aktuelle
Ergebnis  einer  repräsentativen  Umfrage  des
Meinungsforschungsinstitus Civey im Auftrag des Tagesspiegels.
Der Regierende Bürgermeister Michael Müller (SPD) kommt sogar
nur auf den achten Platz der beliebtesten Politiker unserer
Metropole. Vorn steht Kultursenator und Bürgermeister Klaus
Lederer  (Linke).  Selbst  Finanzsenator  Matthias  Kollatz  und
Gesundheitssenatorin Dilek Kolat von der SPD stehen im Ranking
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vor dem Regierenden.

Das könnte die Stunde der Opposition sein, die jetzt durch
eine massive Wechselstimmung der Berliner getragen wird. Doch
mitnichten! In der Umfrage wird eine klare Mehrheit von Rot-
Rot-Grün in Berlin dokumentiert. Die Grünen sind die Gewinner,
die SPD ist der Verlierer – aber Berlin bleibt links-grün, und
das  mit großem Abstand.

Hier die Zahlen der Sonntagsfrage: Grüne 24,7%, Linke 18,7%,
CDU 17,2%, SPD 14,6%, AfD 11,1%  und FDP 6,3%.

Einzige  Erklärung  für  diese  erstaunlichen  Ergebnisse:  Die
bürgerlichen Parteien, insbesondere die CDU, werden von den
Bürgern nicht als eine echte Alternative wahrgenommen…

 

83  Prozent  der  Berliner
wollen mehr Videoüberwachung
BERLIN – Das Bedürfnis der Berliner nach mehr Sicherheit, ist
überwältigend.  Das  zeigt  die  anhaltende  Diskussion  um  die
Sicherheitsmaßnahmen  auf  dem  Weihnachtsmarkt  am
Breitscheidplatz. Jetzt veröffentlichte die Berliner Zeitung
eine pepräsentative Umfrage des Forsa Instituts, nach der 83
Prozent  der  Bürger   die  Videoüberwachung  auf  zentralen
Plätzen, im Personennahverkehr und Stadien für richtig halten.
Warum die Tageszeitung im Einstiegssatz des Artikels dennoch
wacker  festhält  „Videoüberwachung  im  öffentlichen  Raum  ist
umstritten“, das bleibt uns Lesern ein Rätsel. Da war wohl der
Wunsch Vater des Gedankens…
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Sicherheitsexperten  und  Polizei  fordern  seit  Jahren  eine
verstärkte  Videoüberwachung  des  öffentlichen  Raums  an
Brennpunkten.

Berliner  AfD  will  den
politischen  Kampf  gegen  die
Grünen intensiv führen
BERLIN -Die Grünen sind auf einem politischen Höhenflug – und
keiner  weiß  warum.  Das  ist  die  Grundthese  in  einem
Positionspapier, dass der Berliner AfD-Chef Georg Pazderski
jetzt vorgestellt hat. Vor einem Jahr als kleinste Fraktion in
den  Bundestag  eingezogen,  setze  die  Öko-Partei  jetzt  im
anlaufenden Europawahlkampf weiterhin auf Steuern, Abgaben und
Verbote. In dem Papier heißt es weiter: „CDU, CSU und SPD
haben in einem schleichenden Prozess über Jahre hinweg immer
mehr grünes Gedankengut übernommen.“

SPD  und  die  Grüne  seien  praktisch  nirgendwo  mehr  zu
unterscheiden:  Klimawandel,  Energiewende,  Zuwanderung,
doppelte Staatsbürgerschaft, Genderismus, immer mehr Europa,
Wohnungsbau  à  la  DDR  nur  noch  durch  den  Staat  und
Bildungsnivellierung. Sie redeten über Frauenquoten und Zensur
in den sozialen Medien.

Die AfD will deshalb den politischen Kampfbesonders mit den
Grünen  intensivieren.  So  heißt  es  in  dem  Berlin.jetzt
vorliegenden Papier: „Entweder man protegiert und alimentiert
wie die Grünen immer kleinere, dafür aber wohlorganisierte und
lautstarke Minderheiten oder man kümmert sich wie die AfD um
die Sorgen derjenigen, die alles zahlen sollen, dafür aber als
„Biodeutsche“  verspottet  werden,  das  liberal-konservative
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Bürgertum,  die  Kleinen  Leute  und  die  vielen  Menschen  in
prekären Beschäftigungsverhältnissen.“

Die AfD, so Pazderski werde jetzt erst richtig loslegen im
Kampf  gegen  die  Grünen:  „Denn  die   sind  weder  nett  noch
modern. Sie sind eine Bedrohung für Demokratie, Freiheit und
Wohlstand in unserem Land, die den Ausverkauf Deutschlands und
deutscher  Interessen  betreiben  und  damit  den  deutschen
Wohlstand systematisch zerstören.“

Greenpeace  schimpft  auf
Berliner Justiz
BERLIN – Seit heute Morgen durchsuchen Ermittler der Polizei
bundesweit 29 Wohnungen im Zusammenhang mit einer Greenpeace-
Aktion im vergangenen Juni. Damals hatten Öko-Aktivisten auf
dem  mehrspurigen  Kreisverkehr  am  Großen  Stern  3.500  Liter
gelbe  Farbe  versprüht  –  ein  „strahlendes  Symbol  für  die
Energiewende“, wie das in diesen Kreise genannt wird. Die
Aktion sollte dem beschleunigten Aussteig aus der Kohleenergie
dienen. Was tatsächlich passierte: Es kam zu Verkehrsunfällen
mit  Sachschäden  und  mehrere  Motorradfahrer  und  eine
Radfahrerin  stürzten.

Mit  den  Durchsuchungen  heute  versucht  die  Berliner
Generalstaatsanwaltschaft  die  Organisatoren  und  Helfer  zu
finden. 19 Personen wurden bereits ermittelt.

Der Öko-Konzern Greenpeace schimpfte heute mächtig über das
Vorgehen  der  Berliner  Justiz.  Man  wolle  Greenpeace
einschüchtern, mundtot machen und Protest unterdrücken. die
Durchsuchungen seien ein „Angriff auf die Zivilgesellschaft“
und das Recht auf freie Meinungsäußerung. Man habe Anwälte
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eingeschaltet.

 

 

 


